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Stellungnahme zum Bauantrag „Errichtung einer Batteriespeicheranlage mit 
umlaufender Einzäunung – BESS Gornau“, Gemarkung Dittmannsdorf, Teilfläche Flurstück 
589/7, Gemeinde Gornau im Erzgebirge, Landkreis Erzgebirgskreis 

1. Ausgangslage, Beteiligung und Rolle des BUND 

Der BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e.V., ist als aner-
kannte Naturschutzvereinigung gemäß § 3 UmwRG i.V.m. § 63 BNatSchG sowie §§ 63, 64 
SächsNatSchG zur Mitwirkung im Baugenehmigungsverfahren berechtigt. Formelle Mitwirkungsrechte 
nach § 63 Abs. 2 BNatSchG bestehen insbesondere hinsichtlich der naturschutzrechtlichen Eingriffsre-
gelung (§ 17 BNatSchG), artenschutzrechtlicher Ausnahmen (§ 45 Abs. 7 BNatSchG), FFH-Abwei-
chungsentscheidungen (§ 34 Abs. 3 BNatSchG) und Befreiungen von Schutzgebietsverboten (§ 67 
BNatSchG). Wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme und machen von unseren Beteiligungs-
rechten fristgerecht Gebrauch.  

Dem Vorhaben wird im Grundsatz zugestimmt – unter dem Vorbehalt, dass die nachfolgenden recht-
lichen und fachlichen Anforderungen geprüft und als Genehmigungsvoraussetzungen berücksichtigt 
werden.  

Hinweis zur Beteiligung  
Die Beteiligung des BUND wurde nicht von der Bauaufsichtsbehörde, sondern durch das Planungsbüro 
IBW Ingenieurbüro Weber GmbH & Co. KG initiiert. Stellungnahmen sollen nach dem Anschreiben an 
den Vorhabenträger gerichtet werden. Die Beteiligung anerkannter Naturschutzvereinigungen im 
Baugenehmigungsverfahren obliegt jedoch grundsätzlich der zuständigen Behörde. Wir regen an, dass 
das Landratsamt Erzgebirgskreis – Bauaufsicht und untere Naturschutzbehörde – die formell 
ordnungsgemäße behördliche Beteiligung sicherstellt und unsere Stellungnahme in die Verfahrensakte 
übernimmt.  

Das IBW-Anschreiben beruft sich auf § 4 BauGB und droht mit Präklusion nach § 4a Abs. 5 BauGB. Beide 
Vorschriften gelten ausschließlich im Bauleitplanverfahren, nicht im Baugenehmigungsverfahren. Wir 
weisen vorsorglich darauf hin, dass unsere Einwendungen und Hinweise im Baugenehmigungsverfahren 
nicht den Präklusionsregelungen des § 4a Abs. 5 BauGB unterliegen.  

Unvollständigkeit der Unterlagen  
Die vorgelegten Antragsunterlagen sind aus naturschutz- und wasserrechtlicher Sicht unvollständig, ins-
besondere fehlen eine systematische Eingriffs-/Ausgleichsbilanz, artenschutzrechtliche Fachbeiträge 
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sowie ein eigenständiger wasserrechtlicher Fachbeitrag für die Lage im Trinkwasserschutzgebiet. Wir 
behalten uns ausdrücklich vor, nach Nachreichung fehlender Unterlagen ergänzend Stellung zu nehmen.  

2. Energiewirtschaftliche Bewertung und Grundhaltung des BUND 

Der BUND Sachsen begrüßt das Vorhaben in seiner energiewirtschaftlichen Zielsetzung.  
Batteriegroßspeicher sind ein notwendiges Element der Energiewende, tragen zur Netzstabilisierung bei 
wachsendem Anteil fluktuierender erneuerbarer Energien bei und sind Teil einer dekarbonisierten Strom-
versorgung. Die Lage des Vorhabens unmittelbar am Umspannwerk Gornau und im räumlichen Zusam-
menhang mit dem bestehenden PV-Park „Sonnenberg-Dittmannsdorf / Sonnengipfel Kleintirol“ ist ener-
giewirtschaftlich nachvollziehbar. Diese Stellungnahme verfolgt nicht das Ziel der Verhinderung des Pro-
jekts, sondern die Sicherstellung einer rechtlich einwandfreien, natur- und wasserverträglichen Ausge-
staltung.  

3. Vorhabenbeschreibung und Lage 

Geplant ist die Errichtung einer Batteriespeicheranlage (Battery Energy Storage System, BESS) mit 
umlaufender Einzäunung auf einer Teilfläche des Flurstücks 589/7, Gemarkung Dittmannsdorf, 
Gemeinde Gornau/Erzgeb., im unmittelbaren Umfeld des Umspannwerks Gornau und des bestehenden 
PV-Parks.  

Die Anlage umfasst laut Grundflächenberechnung und Baubeschreibung u.a.:  

1. 52 Speicher-Container (CATL EnerX 0.5P DC-Cube, je 6,06 × 2,44 m, Kapazität je 5,64 MWh), 

2. 13 Transformatoren/MS-Skids (je 10,00 × 2,20 m), 

3. 3 Servicecontainer, 

4. Schotterfläche: 5.688,34 m², 

5. Gesamtüberbaute/-überdeckte Fläche: 6.374,84 m², 

6. Grundstücksfläche Flurstück 589/7: 222.785 m² (ca. 22,3 ha), GRZ: 0,03. 

Die Anlage wird als „4h-BESS“ bezeichnet. Aus den Containerdaten ergibt sich eine Gesamtkapazität 
von rund 293 MWh. Die Antragsunterlagen enthalten jedoch keine für uns klare Angabe zur Nennleistung 
i.S.d. § 35 Abs. 1 Nr. 11 bzw. Nr. 12 BauGB (AC-Leistung). Wir regen an, diese nachzureichen. Der Über-
sichtsplan weist das Vorhabengebiet innerhalb des Landschaftsschutzgebiets (LSG) „Augustus-
burg-Sternmühlental“ sowie in der Trinkwasserschutzzone III B des Tiefbrunnens Dittmannsdorf (TWSG 
T5421594), angrenzend an Zone III A, aus.  

4. Bauplanungsrechtliche Einordnung und Privilegierung (§ 35 BauGB) 

Das Vorhaben soll als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 12 BauGB zugelas-
sen werden. Zugleich stellt das IBW-Anschreiben auf den Anschluss des bestehenden PV-Parks an das 
Umspannwerk ab. Die seit dem 4. Dezember 2025 geltende Fassung des § 35 Abs. 1 BauGB enthält mit 
Nr. 11 und Nr. 12 zwei eigenständige Privilegierungstatbestände für Batteriespeicheranlagen, die sich 
gegenseitig ausschließen:  

• § 35 Abs. 1 Nr. 11 BauGB privilegiert Batteriespeicher in räumlich-funktionalem Zusammenhang mit 
einer vorhandenen Anlage zur Nutzung erneuerbarer Energien (u.a. PV-Anlagen).  
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• § 35 Abs. 1 Nr. 12 BauGB privilegiert sonstige Batteriespeicher, sofern kumulativ u.a. ein Mindest-
abstand zu qualifizierten Umspannanlagen/Kraftwerken, eine Mindestleistung und die Flächenober-
grenzen (≤ 0,5% der Gemeindefläche und ≤ 50.000 m²) eingehalten sind.  

Die im Anschreiben gewählte Begründung („Anschluss des PV-Parks“ einerseits, „Privilegierung nach Nr. 
12“ andererseits) ist widersprüchlich; aus unserer Sicht ist eine eindeutige Zuordnung erforderlich.  

Wir regen daher an, dass der Vorhabenträger und die Genehmigungsbehörde:  

1. den maßgeblichen Privilegierungstatbestand (Nr. 11 oder Nr. 12) klar benennen, 

2. die maßgebliche Nennleistung (AC-Leistung) des BESS in MW ausweisen, 

3. bei Nr. 11 den räumlich-funktionalen Zusammenhang mit der PV-Anlage (Genehmigungsbescheid, 
Anschlusskonzept) nachweisen, 

4. bei Nr. 12 die Spannungsebene und Leistungsdaten des Umspannwerks Gornau, die Einhaltung des 
200-m-Abstands und die tatsächliche Flächeninanspruchnahme in Relation zu den in § 35 Abs. 1 
Nr. 12 BauGB genannten Grenzen dokumentieren. 

Unabhängig vom gewählten Privilegierungstatbestand bleibt die Prüfung entgegenstehender öffentli-
cher Belange nach § 35 Abs. 3 BauGB vollumfänglich erforderlich, insbesondere hinsichtlich Naturhaus-
halt, Landschaftsbild, Artenschutz und Wasserwirtschaft.  

5. Verhältnis zur energiewirtschaftlichen Privilegierung 

Der BUND Sachsen erkennt die gesetzgeberische Wertung des § 2 Abs. 1 EEG 2023 (überragendes 
öffentliches Interesse der erneuerbaren Energien) sowie des § 11c EnWG („Die Errichtung und der 
Betrieb von Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie liegen im überragenden öffentlichen Interesse 
und dienen der öffentlichen Sicherheit“) an. Diese Wertung entbindet die Genehmigungsbehörden 
jedoch nicht von der Pflicht, alle naturschutz-, wasser- und immissionsschutzrechtlichen Prüfschritte 
vollständig durchzuführen. Sie kann erst im Rahmen von Abwägungs- bzw. Ausnahmeentscheidungen 
(z.B. § 45 Abs. 7 BNatSchG, § 34 Abs. 3 BNatSchG, § 67 BNatSchG) eine Rolle spielen, nicht anstelle 
der Fachprüfung.  

6. Lage im Landschaftsschutzgebiet „Augustusburg-Sternmühlental“ 

Das Vorhaben liegt im LSG „Augustusburg-Sternmühlental“, festgesetzt durch Verordnung des Landrat-
samtes Mittelsachsen vom 10. November 2010. Die Gemarkung Dittmannsdorf ist in § 1 LSG-VO aus-
drücklich genannt. Der Schutzzweck umfasst u.a. die Erhaltung und Entwicklung von Gehölzstrukturen 
in großflächig landwirtschaftlich genutzten Offenlandbereichen im Umfeld von Dittmannsdorf. Hierzu 
gehört auch der Bereich westlich bis südwestlich der Ortslage, in dem das Vorhabengebiet liegt. 

Nach § 5 Abs. 2 Nr. 1 LSG-VO bedarf die Errichtung baulicher Anlagen i.S.d. SächsBO der schriftlichen 
Erlaubnis der Unteren Naturschutzbehörde. Gemäß § 5 Abs. 4 LSG-VO wird diese Erlaubnis durch die 
Baugenehmigung ersetzt, wenn diese im Einvernehmen mit der UNB ergeht. Die Baugenehmigung darf 
daher nur im Einvernehmen mit der Unteren Naturschutzbehörde erteilt werden. Ein Hinweis auf ein 
beantragtes oder erteiltes Einvernehmen findet sich in den Antragsunterlagen bislang nicht.  

Darüber hinaus ist zu prüfen, ob die Errichtung von 52 Speichercontainern, 13 Transformatoren und einer 
umlaufenden Einzäunung im Offenland eine nachteilige Veränderung des Landschaftsbildes im Sinne 
des § 4 Abs. 1 Nr. 3 LSG-VO darstellt. Angesichts der Dimension und technischen Anmutung des Vorha-
bens liegt dies nahe. 
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Sollten diese Wirkungen nicht durch Nebenbestimmungen (z.B. Gehölzpflanzungen, Gestaltung der Ein-
zäunung, Beschränkung nächtlicher Beleuchtung) ausreichend gemindert werden können, wäre eine 
Befreiung nach § 8 LSG-VO i.V.m. § 67 BNatSchG erforderlich.  

Forderungen zum LSG:  

• förmliche Einholung und aktenkundige Dokumentation des Einvernehmens der UNB nach § 5 Abs. 
4 LSG-VO vor Erteilung einer Baugenehmigung, 

• Prüfung der Vereinbarkeit mit Schutzzweck und Verboten der LSG-VO, 

• bei erheblicher Beeinträchtigung des Landschaftsbilds: Prüfung einer Befreiung nach § 8 LSG-VO 
i.V.m. § 67 BNatSchG, 

• Festsetzung einer standorttypischen, randlichen Gehölzeingrünung als verbindliche Nebenbestim-
mung (Anknüpfung an den Schutzzweck „Gehölzstrukturen“), 

• Begrenzung und Steuerung der nächtlichen Beleuchtung zur Minimierung von Landschaftsbild- und 
Artenschutzkonflikten. 

7. Wasserwirtschaftliche Belange und technischer Umweltschutz 

Das Vorhabengebiet liegt in der Trinkwasserschutzzone III B des Tiefbrunnens Dittmannsdorf (TWSG 
T5421594) und grenzt an die Zone III A. Dies ergibt sich aus dem Übersichtsplan und den sächsischen 
Wasserschutzgebietskarten. Damit ist ein erhöhtes Schutzniveau für Boden und Grundwasser anzule-
gen, insbesondere sind Leckagen aus dem Batteriespeichersystem sowie der Umgang mit kontaminier-
tem Löschwasser im Havariefall wasserrechtlich zu bewerten.  

Die vorliegenden technische Unterlagen (Stellungnahmen zu Umweltgefährdung und Brandschutzsys-
tem) beschreiben den Aufbau des CATL-Speichersystems näher. Darin sind u.a. folgende konstruktive 
Schutzmaßnahmen vorgesehen:  

• In den Batteriecontainern (CATL EnerX 0.5P DC-Cube) ist eine integrierte Auffangwanne im Contai-
nerboden vorgesehen. Auslaufende Flüssigkeiten (insb. Kühlmittel) sollen vollständig darin zurück-
gehalten und anschließend entsorgt werden. 

• An der Unterseite des Chillers ist eine zusätzliche Auffangwanne für austretendes Kühlmittel vorge-
sehen. 

• Unter dem Transformator des MS-Skids ist eine in den Boden integrierte Öl-Auffangwanne geplant. 
Die Entwässerung erfolgt über einen angebauten Ölabscheider im Anbauschacht, der für Kontroll- 
und Wartungszwecke zugänglich ist. 

• Es wird der Einsatz von FR3-Transformatorenöl vorgeschlagen, das als pflanzenbasiert und nicht 
wasser-/umweltgefährdend dargestellt wird. 

Der BUND Sachsen begrüßt, dass diese technischen Schutzmaßnahmen bereits konzeptionell vorgese-
hen sind. Sie entsprechen im Grundsatz dem Stand der Technik für Batteriespeicheranlagen. Aus Sicht 
des Trinkwasserschutzes sind sie jedoch standortbezogen zu konkretisieren und wasserrechtlich zu 
untersetzen. Hierzu ist insbesondere zu klären, wie mit im Havarie- oder Brandfall anfallenden kontami-
nierten Wässern (Kühlmittel-/Elektrolyt-/Löschwasser-Gemische) umgegangen wird und wie die dauer-
haft sichere Funktion der Auffangsysteme gewährleistet wird.  

Der BUND erhebt daher folgende Forderungen:  
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• Erstellung eines wasserrechtlichen Fachbeitrags, der auf der Basis der bereits geplanten Auffang-
wannen und Ölabscheider eine standortspezifische Gefährdungsabschätzung vornimmt (Leckages-
zenarien, Brände, Löschwassereinsatz) und konkrete Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Beherr-
schung von Einträgen in Boden und Grundwasser festlegt. 

• Nachweis der Dichtheit, Dimensionierung und Funktionssicherheit der Auffangsysteme (Batte-
riecontainer, Chiller, Transformatoren) einschließlich Regelungen zur regelmäßigen Kontrolle, War-
tung und Dokumentation. Diese Anforderungen sind als Nebenbestimmungen in der Baugenehmi-
gung zu verankern. 

• Ausarbeitung eines Konzepts zur Erfassung, Rückhaltung, ggf. Behandlung und Entsorgung von im 
Havarie- oder Löschfall anfallenden kontaminierten Wässern, abgestimmt mit der Unteren Wasser-
behörde und dem zuständigen Wasserversorger. 

• Prüfung der Niederschlagswasserbewirtschaftung (Versickerung auf der Schotterfläche, ggf. Ablei-
tung) unter Berücksichtigung der Schutzgebietsauflagen. Soweit erforderlich, sind technische oder 
organisatorische Maßnahmen festzulegen, um einen Eintrag von Gefahrstoffen über die Entwässe-
rung auszuschließen. 

• Abstimmung mit der Feuerwehr zum Brandschutz- und Havariekonzept, insbesondere hinsichtlich 
der Löschwasserrückhaltung im Trinkwasserschutzgebiet. 

Unter der Voraussetzung, dass diese Punkte fachgutachterlich bearbeitet und im Genehmigungsverfah-
ren berücksichtigt werden, erscheint der Schutz von Boden und Grundwasser im Trinkwasserschutzge-
biet aus Sicht des BUND grundsätzlich gewährleistbar.  

8. Eingriffsregelung und Naturschutzfachliches 

Die Errichtung der Batteriespeicheranlage führt zu einem erheblichen Eingriff in Natur und Landschaft 
durch bauliche Anlagen, Schotterflächen, Einzäunung und veränderte Nutzung des bislang landwirt-
schaftlich genutzten Offenlands. Die Antragsunterlagen enthalten bislang keine standardisierte Ein-
griffs-/Ausgleichsbilanz nach § 14 ff. BNatSchG i.V.m. SächsNatSchG. Auch eine systematische Erfas-
sung der Biotop- und Nutzungstypen (vorher/nachher) liegt nicht vor. Aus Sicht des BUND ist eine nach-
vollziehbare bilanzierende Bewertung Voraussetzung für die Beurteilung der Zumutbarkeit des Eingriffs 
und die Festlegung geeigneter Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen.  

Forderungen zur Eingriffsregelung:  

1. Erstellung einer naturschutzfachlichen Bestandsaufnahme (Biotop- und Nutzungstypen, ggf. vor-
handene Gehölzstrukturen, Saum- und Randstrukturen), 

2. Durchführung einer Eingriffs-/Ausgleichsbilanz nach der einschlägigen sächsischen Methodik, 

3. Festsetzung wirksamer Ausgleichsmaßnahmen, die vorrangig im Umfeld des Vorhabens und inner-
halb des LSG ansetzen (Gehölzpflanzungen, extensive Grünlandbewirtschaftung, Anlage von Feld-
hecken/Randstrukturen). 

9. Artenschutzrechtliche Prüfung 

Die vorliegenden Unterlagen enthalten keine artenschutzrechtliche Fachgutachterliche Untersuchung. 
Gleichzeitig ist aufgrund der Lage im Offenland und in der Nähe von Gehölz- und Saumstrukturen davon 
auszugehen, dass Brutvogel-, Fledermaus- und weitere Arten des Offenlands betroffen sein können. Die 
Behörde hat im Rahmen der Baugenehmigung zu prüfen, ob Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 
BNatSchG (Tötungsverbot, Störungsverbot, Verbot der Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
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ten) berührt werden. Dies erfordert zumindest eine artenschutzfachliche Vorprüfung (ASP), ggf. in Ver-
bindung mit gezielten Kartierungen, um signifikante Konflikte ausschließen oder – soweit erforderlich – 
im Rahmen einer Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG behandeln zu können.  

Forderungen zum Artenschutz:  

1. Durchführung einer artenschutzrechtlichen Vorprüfung (Vögel, Fledermäuse, weitere geschützte 
Arten), 

2. bei Erwartung möglicher Verbotstatbestände: weitergehende Erhebungen und ggf. Prüfung einer 
artenschutzrechtlichen Ausnahme mit Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen, 

3. Festlegung betrieblicher und baubegleitender Maßnahmen (z.B. Bauzeitenregelungen, Vermeidung 
störender nächtlicher Beleuchtung) zur Minimierung artenschutzrechtlicher Konflikte. 

11. Zusammenfassende Bewertung und Empfehlung 

Der BUND Sachsen bejaht die energiewirtschaftliche Notwendigkeit von Batteriespeichern als Teil eines 
beschleunigten Ausbaus erneuerbarer Energien. Die Lage des Vorhabens am Umspannwerk und in 
Nachbarschaft des bestehenden PV-Parks ist grundsätzlich sinnvoll. Zugleich ist der Standort aufgrund 
der Lage im Landschaftsschutzgebiet und im Trinkwasserschutzgebiet ökologisch sensibel. 

Aus unserer Sicht ist eine Genehmigung des Vorhabens möglich, wenn: 

• der Privilegierungstatbestand nach § 35 Abs. 1 Nr. 11 bzw. Nr. 12 BauGB eindeutig bestimmt und 
vollständig nachgewiesen wird, 

• das Einvernehmen der Unteren Naturschutzbehörde nach LSG-VO hergestellt und die Vereinbarkeit 
mit den Schutzzwecken – ggf. unter Befreiung – geprüft wird, 

• auf der Grundlage der bereits vorgesehenen Auffangwannen und Ölabscheider ein tragfähiger was-
serrechtlicher Fachbeitrag für die Lage im Trinkwasserschutzgebiet vorliegt, der Leckage- und 
Brandszenarien sowie den Umgang mit kontaminiertem Löschwasser fachgutachterlich bewertet, 

• die Eingriffsregelung vollständig abgearbeitet und ein angemessenes Ausgleichskonzept festge-
setzt wird, 

• artenschutzrechtliche Belange sachgerecht geprüft und – soweit erforderlich – durch Maßnahmen 
oder Ausnahmen berücksichtigt werden, 

• die technischen Schutzmaßnahmen des BESS-Systems (Auffangwannen, Löschwasserkonzept, 
Kontrolle und Wartung) den Anforderungen an den Schutz von Boden und Grundwasser genügen 
und als Nebenbestimmungen der Genehmigung gesichert werden. 

Unter diesen Voraussetzungen kann dem Vorhaben aus Sicht des BUND Sachsen im Grundsatz zuge-
stimmt werden. Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren.  

Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber, Landesgeschäftsführerin 


